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Prolog

Das Institut des allgemeinen Rechtsschutzinteresses oder Rechtsschutzbedürfnis-
ses ist ein Oberbegriff für unterschiedliche prozeßrechtliche Grundsätze (Gebot des
einfacheren, billigeren und „rechtsschutzumfassenderen“ Rechtsschutzweges, feh-
lende Schutzwürdigkeit eines klägerischen Begehrens, nutzlose Rechtsverfolgung).
Danach wird dem Rechtsschutzsuchenden die Inanspruchnahme von Rechtsschutz
wegen Verstoßes gegen diese Grundsätze verweigert, obwohl sein Begehren sämt-
liche Sachurteilsvoraussetzungen erfüllt. Unter dem Stichwort „Rechtsschutzinter-
esse“ findet man in Schrifttum und Rechtsprechung in der Regel die schlichte Fest-
stellung, daß diese Figur ein Grundsatz des Prozeßrechts ist, der der Abwehr eines
prozessualen Mißbrauchs dient. Allerdings wird nur selten ein Grund angegeben,
warum dies so ist. Im ersten Teil der Arbeit wird diese Begründungsfrage diskutiert.

Die Problematik des Rechtsschutzinteresses ist bislang nicht vollständig
erschlossen. Bis auf die Arbeiten von Hans-Christian Bock (Das Rechtsschutzbe-
dürfnis im Verwaltungsprozeß, 1971) und in jüngster Zeit von Volker Stein (Die
Sachentscheidungsvoraussetzung des allgemeinen Rechtsschutzbedürfnisses im
Verwaltungsprozeß, 2000) ist das verwaltungsprozessuale Rechtsschutzinteresse
bisher nicht selbständiger Gegenstand einer Abhandlung geworden1. Nicht anders

1 Die Monographie von Stein erschien nach Anfertigung dieser Schrift, ihre wichtigsten Er-
gebnissen werden jedoch, soweit sie die Fragestellung dieser Schrift betreffen, noch berück-
sichtigt. Die gleichzeizig verfaßten Abhandlungen ergänzen sich insoweit, als sie größtenteils
unterschiedliche Schwerpunktsetzungen bei der Aufbereitung des einschlägigen Stoffes auf-
weisen. a) Wie dem Untertitel zu entnehmen, geht die vorliegende Arbeit von einem Erforder-
nis eines Rechtsschutzinteresses als Erscheinung der Prozeßökonomie aus. Daher bleiben
sämtliche Fälle mißbräuchlicher Inanspruchnahme der Verwaltungsgerichtsbarkeit unberück-
sichtigt, welche bei Stein auf den S. 202–245 aufbereitet sind. Insoweit wird der interessierte
Leser auf diese Schrift verwiesen. Andererseits werden hier praktische Problemkonstellatio-
nen des allgemeinen Rechtsschutzinteresses mit vorrangiger prozeßökonomischer Relevanz
analysiert, welche dort nicht berücksichtigt werden, wie bei einem behördlichen Normenkon-
trollantrag (§ 27), in den Kommunalverfassungsstreitigkeiten (§ 25), im sog. Erledigungsfest-
stellungsrechtsstreit (§ 32), im Fortsetzungsfeststellungsverfahren zwecks Vorbereitung einer
Zivilklage (§ 31) oder bei einem Anerkenntnis des Beklagten (§ 33). b) Den Schwerpunkt des
allgemeinen Teils der vorliegenden Arbeit bildet der Versuch, das Rechtsschutzinteresse und
damit die Prozeßökonomie in einem theoretischen Zugriff unter Heranziehung von Argumen-
ten aus den Bereichen der Verfassungsdogmatik, der Rechtstheorie und der Wohlfahrtsökono-
mie zu erfassen und zu erörtern (§§12, 18), was bei Stein, der den Geltungsgrund des Rechts-
schutzinteresses ebenso auf Art. 19 IV GG zurückführt (S. 43–49), nur eingeschränkt der Fall
ist. c) Im Gegensatz dazu behandelt Stein ausführlicher als die vorliegende Schrift die Proble-
matik der Abgrenzung des Rechtsschutzinteresses von benachbarten verwaltungsprozessualen
Sachurteilsvoraussetzungen (S. 50–93 – mit Ausnahme des Normenkontrollverfahrens unter

2*
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ist die Lage in anderen Bereichen des Prozeßrechts2. Die Ausführungen der Recht-
sprechung zu diesem Problemkreis sind nur spärlich und die Erwägungen bei der
Entscheidungsfindung in aller Regel knapp systematisiert und strukturiert. Ein De-
fizit besteht insofern, als man sich bisher auf keine vollends überzeugende rechtli-
che Grundlage des Rechtsschutzinteresses geeinigt hat. Insbesondere kann man sich
mit der herrschenden Ansicht nicht zufriedengeben, die das Rechtsschutzinteresse
auf das Verbot prozessualen Mißbrauchs zurückführt. Dies verwundert umso mehr,
als das Rechtsschutzinteresse eine zentrale Frage bei zahlreichen komplexen Pro-
blemen des Prozeßrechts ist.

Die Gedanken, die unter dem Begriff des Rechtsschutzinteresses zum Ausdruck
gebracht werden, basieren auf Grundprinzipien des gerichtlichen Verfahrens. Daher
hat es sich als eine Zulässigkeitsvoraussetzung für jede Klageart, jedes Rechtsmittel
und jeden Antrag vor Gericht in allen Prozeßarten etabliert. Die Auseinanderset-
zung mit Fragen dieses Rechtsinstituts bildet einen Musterfall für eine interpretative
prozeßdogmatische Zusammenschau des Ineinandergreifens und der Wechselwir-
kungen verschiedener Prozeßgrundsätze. Diese Grundsätze verkörpern über das
Prozeßrecht hinausgehende Gesichtspunkte, vor allem solche mit verfassungsrele-
vanten Gehalten aus der Rechtsschutz-, Verwaltungsverfahrens- und Prozeßmiß-
brauchslehre. Vielerorts sind rechtspolitische Implikationen dieses Interdependenz-
gefüges in die Gesamtbetrachtung einzubeziehen, insbesondere hinsichtlich des
Wirtschaftlichkeitsgebots staatlicher Verfahren. Damit scheint die – allerdings nur
vereinzelt – aufgeworfene Frage nach einer „Weiterentwicklung des Rechtsschutz-
interesses“, bei der man „rechtspolitisch Stellung nehmen“ sollte, um auf den Aus-
druck von W. Herschel3 zurückzugreifen, gerechtfertigt zu sein.

Die Arbeit versteht sich als allgemeine Untersuchung des Instituts des Rechts-
schutzinteresses im Verwaltungsprozeß. Sie will zwei Akzente setzen:

Zunächst ist im allgemeinen Teil eine normative Ableitung des Rechtsschutzin-
teresses zu entwickeln. Eingehend soll hier untersucht werden, warum die bisheri-
gen Konzepte einer Legitimation der Rechtsschutzeinschränkung durch das Rechts-
schutzinteresse (Prozeßzweck, Prozeßökonomie, prozessuale Mißbrauchslehre)
nicht überzeugen. Vorangestellt wird dem ein Überblick über die in Gruppen zusam-
mengefaßten Fallgestaltungen aus der Praxis, bei denen das Rechtsschutzinteresse

ausdrücklicher Ausklammerung auf S.15; die Berücksichtigung des letzteren erweist sich für
eine generalisierende Erfassung des Rechtsschutzinteresses aufgrund des (auch) objektiven
Charakters des Normenkontrollverfahrens als unerläßlich § 9 I 3 b]). Dort finden sich Zusam-
menhänge zu derartigen Voraussetzungen, welche hier nicht unter der Rubrik des Rechts-
schutzinteresses behandelt werden, wie andertweitige Rechtshängigkeit, Rechtskraft oder Ver-
zicht auf einen Rechtsbehelf.

2 Die einzigen Ausnahmen sind: B. Stephan, Das Rechtsschutzbedürfnis. Eine Gesamtdar-
stellung unter besonderer Berücksichtigung des Verfassungsprozesses (1967); E. Wieser, Das
Rechtsschutzinteresse des Klägers im Zivilprozeß (1971) und N. Speer, Das Rechtsschutzbe-
dürfnis im arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahren (1995).

3 BB 1977, S. 1161.
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ausnahmsweise zu prüfen ist. Die knappe Darstellung der Fälle, denen der besonde-
re Teil der Arbeit gewidmet wird, erleichtert es bereits in diesem Teil, die verschie-
denartigen Anknüpfungspunkte für eine differenzierte Anwendung der theoreti-
schen Begründungsansätze zum Rechtsschutzinteresse vor Augen zu haben.

Darauf aufbauend soll bei der Fallproblematik des Rechtsschutzinteresses im be-
sonderen Teil dieser Abhandlung ermittelt werden, ob sich jeder einzelne der
Rechtsgrundsätze, welche unter dem Begriff des Rechtsschutzinteresses zusam-
mengefaßt sind, unter Berufung auf den Ableitungsgrund rechtfertigen läßt; ob mit
anderen Worten ein Urteil für oder gegen das Rechtsschutzinteresse in jedem ein-
zelnen Fall allein auf die Begründungssäulen des ersten Teils gestützt werden kann.
Es wird gezeigt, daß eine Klageabweisung als unzulässig aus Gründen des Rechts-
schutzinteresses oft nicht als zwingende Folge der jeweiligen dogmatischen Ablei-
tung angesehen werden kann. Hinzu kommt, daß man das Institut des Rechtsschutz-
interesses aufgrund von Argumenten heranzieht, die nicht immer erschöpfend sind.
Es gilt bei jedem einzelnen Fall vor allem festzustellen, ob es sich in der Tat um eine
Problemkonstellation des Rechtsschutzinteresses handelt und, bejahendenfalls, wie
sich seine Heranziehung legitimieren läßt.


